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Die Anfrage Nr. 472/J vorn 15. Februar 1991, betreffend Ent­

sorgung von Sonderabfällen im Ausland, die von den Abgeordne­

ten Langthaler, Pilz, Freunde und Freundinnen an meine Amts­

vorgängerin Dr. MariliesFlemming gerichtet wurde, beehre ich 

mich wie folgt zu beantworten: 

'ad 1 bis 3: 

Anläßlich eines Besuches in Polen wurde meine Amtsvorgängerin 

Dr. Marilies Flernrning im März 1990 von polnischer Seite in­

formiert, daß in naher Zukunft die Errichtung einer Abfallbe­

handlungsanlage (Verbrennung) zur Entsorgung der in Polen 

anfallenden gefährlichen Abfälle geplant wird. Von polnischer 

Seite wurde auch ersucht, die Möglichkeit einer finanziellen 

Unterstützung und die Einbindung österreichischer Experten 

sowie den Einsatz österreichischen Know-hows bei der Planung 

und Errichtung dieser Anlage prüfen zu lassen. 

Ich wurde von meinen Beamten dahingehend informiert, daß 

ein Fragenkatalog zur Erhebung der Grunddaten erstellt und 

den zuständigen polnischen Stellen im Dezember 1990 über­

mittelt wurde. Eine anläßlich einer internen Besprechung zum 
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Fragenkatalog auf Beamtenebene szenariomäßig ventilierte 

mögliche Kompensation stellt jedoch keine offizielle Meinung 

meines Ressorts dar. Die Kapazitätsauslegung wird von den 

anfallenden Abfallmengen abhängen. Auf Grund der Betriebsöko­

nomie und der Erfahrungen mit derartigen Anlagen, insbesonde­

re hinsichtlich notwendiger Stillegungen von Verbrennungsli­

nien, etwa zur Revisi9n, scheint eine Kapazität von 20.000 

Jahrestonnen nicht zielführend. 

ad 4 und 5: 

Nein. 

ad 6 und 7: 

Die von Ihnen erwähnte Idee, "ärmere, vorwegs osteuropäische 

staaten, die an Devisenmangel leiden, als Sonderabfallend­

lager-Land zu benutzen", entspricht keineswegs den Tatsachen. 

Die Voraussetzungen für die Bewilligung der Ausfuhr von ge­

fährlichen Abfällen sind in § 35 Abs. 2 des Abfallwirt­

schaftsgesetzes normiert, wobei in diesem zusammenhang insbe­

sondere auf Z 8 zu verweisen ist, derzufolge eine Bewilligung 

nur dann zu erteilen ist, wenn eine umweltgerechte Behandlung 

der Abfälle oder Altöle im Einfuhrstaat gesichert erscheint. 

Eine geographische unterscheidung hinsichtlich "osteuro­

päischer" und "westeuropäischer" Länder ist im Abfallwirt­

schaftsgesetz nicht vorgesehen und auch sachlich nicht ge­

rechtfertigt. 

ad 8: 

1990 wurden 42.500 Tonnen gefährlicher Abfälle in die ehe-

malige DDR, 3.040 Tonnen in die 

UdSSR exportiert. 
CSFP ~nd 1.500 Tonnen in die . /) 
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